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Die Belastung der Bevölkerung durch Fluglärm is untragbar.
Die Hauptforderung der Grünen. heißt Lärmverineidwig. Die
Abgeltung von Lärmschutzmaßnahmen ist zu wenig.
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Wien-Schwechat: Über sieben. Millionen •

Passagiere jährlich. Zwölf Millionen Passa
giere zur Jahrtausendwende prognostiziert.
100.000 Menschen von Fluglärm direkt be
troffen. Seit I973rgerproteste.
Graz-Thalerhof: 1994 bereits eine halbe
Million Passagiere. Extreme Lärmbelastung
durch Draken-Abfangjäger. . ...

Linz-Hörsching: Stark boornendes Passa
(1 n. 1994 dreimal so hohe

Zuwachsrate wie im landesweiten Durch-
schnitt. .

Salzburg: Zweitgrößter Passagierflughafen.

‘994 über eine Million Passagiere.
Innsbruck: 70.000 Innsbruckerlnnen von

: •

Fluglärm betroffen. Die Umlandgemeinden
Völs undKernaten fordern seit Jahrerne
restriktive Einschränlcun der motorisierten
Sportfliegerei.
Bad Vöslau: Größter Sportflugplatz Öster
reichs. 46.000 Personen von Fluglärm
betroffen.
Krems/bingenlois: Über 20.000 ugbewe

-
gungen jährlich. Den Betroffenen wurde

.. ibei Änderung der Pistenanlage die
Parteienstellung verweigert. •

Wels: Mehr als 25.000Starts/Landungen :
jährlich. 89 Prozent der Bevölkerung sagten
1992 Nein zum Flugbetrieb.
Zell am See: Nach Wien und Innsbruck
dnttgroßter Flugplatz furewrbhchen
iaichtplanmäßigen Flugverkehi
Zeitweg: 1991 Verlegung eines Teils der

Draken-Abfangjäger von Graz nach Zelt

weg. Versechsfachnng der jährlichen Lärm

Grenzwertüberschreitungen von 105 dB(A).
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ZUNAHME DER
FLUGBEWEGUNGEN
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‘lichkeitsprüfung beim Ausbau

bestehender Flugplätze.

iilligungspflicht bei Erweiterung eines Flugplatzes
durch Mehrauslastung. Verankerui eines Sanierungs
verfahrens im Luftfahrtgsti.t

.

‚‘ 1 lenersatzanspruch für Anrainer bei Überschreitung
derJ 1 Spitzenbelastungen an Wochen-
enden müsi erückscl1tigt werden.

•I •
1 - Fluglärmgesetz muß für alle Flugplätze Geltung
haben. Keine Ausnahmen für Flugplätze mit weniger als
40.000 Motorflugbewegungen .

Ausnal1merege1ungen für den militärischen
Jugbetrij. . r i

für Aurainer über 1 und Lärm-
•.nessungen. Keine Einschränkung de Rechtsweges bei

Schadener atzansprüchen. Wartefris bis z drei Jahren
siiid untra bar.
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1 -
rteienstellung für Betroffene. e Einrichtung von

1
‘Lärmschutzbeiräten ist kein Ersatz für die fehlende

Parteiejistellun dci Aiirainei

.F1ugp1atz ohne Bürgerinitiative. Wir vermitteln Sie.

•Die Grüne Fluglärm-Hotline: 0222/52125-207

Die 1 02252/88744 - •

: . -

IMPRESSUM: Impuk DasGrüne Monasmagazin Nr. 2195 7- Johrgang Erscheinungirt
\Vtn erJagspotarnt 1070 I‘.b.b. An tinez Hausb1.
-. heinnhaber & Herausgeber: Die Grunert Die Grune Mrernative Unlci gasse 40. 1070 Wien,

- —o. Fax 0222/ 5269110, dvr-Nr 0527491. Redakun. Thomas Hehenberer. Marh
Mer. Stefn Schennach. Graßk Jgcn &ües 10 Freist. lktcs- Geolfrey Wiith. Dni.k: Pemaprit.

.._

• --• - -

1

iO 2 ‘i 8 ‘ ‘92 ‘94

N

International nimmt der Luftverkehr stark

Österreich wird durch den EU-Beitritt

verstärkt ZUI Verkehrsdrehse. Das

Passagieraufkommen auf den sechs Flug-

häfenWien.Linz, Salzburg, Ibruck,
Gra7 und Klagen-

furt hat sich seit
der 8oer

ih re verdreifacht

F(siehe Grafik). Im

L Vorjahr wurden
r. erstmals m als

zehn Millionen
Fluggäste gezählt.

_t200.000 Li4
riien und Charter

mascinenlandenjähr1ich auf Österreichs
Flughäfen. Expertenprognosen sprechen
von einer Verdoppelung des Flugverkehrs

‘ bis zum 1r1ooo. Immer stärkere Lärm-

‚_11__J-kg Anraininnen ist die1
Betroffene klagen bereits jetztüber n

liches Aufwachen und Schla fstörungen.
Ärzte warnen vor lärmbedingter BluIck

.

erhöhung und vermehrtem Hegfarkt
risiko. Kinderlefdeii unter Konzentrations
störungenund Lernschwier
Neben dem-wachsenden Passagi

trägt auch die 1 ILligerei zur Vrii
genmg Leben von Flugp1z-
anrainerlnnen beiAufden rund 50 hei:

mischen Sportflugplatzen wulen 1994

‚.-• -

iriehräls 6oo.ooo Starts und- Landungen

‚ gezählt. Vor allem an Whenendenist

der

Aufenthalt im Freien unzum—— Die

Behörden schützen die Bevölkerung unzu

3thend. Der von Bundesminister Klirha
: -.. . • ..

______

t . vorgelegte Entvurffur cm I-1uglarm

__t vorrangig an den wirtschaftlichen Int

- n der FlugpF ber und nicht am
Schutzbedisö1kerung orien
tiert. Die Grünen fordern deshalb die völli

rbeitung des Gesetzes und eine

Beteiligung der Betroffenen. -
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Über 13.000 Linien- und Charterma
schinen starten und landen jährlich in

Graz. Die Zahl der Flugpassagiere hat seit
1990 um die Hälfte zugenommen. Hinzu
kommen jedes Jahr 40.000 Starts und Lan
dungen von Sportflugzeugen. Die Gigantomanie

LEBEN IM KELLER

7( Familie K. wohnt in Groß-Enzersdorf.
Für das junge Paar und seine beiden

Kinder ist das Leben in der kleinen nieder-
österreichischen Gemeinde längst nicht
mehr beschaulich. Liegt das Haus von Familie
K. doch direkt in der Einflugschneise des
Flughafens Wien-Schwechat. Der Lärm der
auf Piste 16/34 landenden Düsenmaschinen
reißt die Kinder nachts aus dem Schlaf.
Kein Entkommen auch tagsüber: Kinder
garten und Volksschule bleiben vom Dröhnen
der Jets nicht verschont. Im Sommer wird der
Aufenthalt im Garten gänzlich unterträglich.
Dann steigt die Zahl der Urlaubscharterflü
ge explosionsartig an. Frau K. hat Angst um
sich und ihre Familie: „Was ist, wenn einmal
eine Maschine abstürzt? Manchmal, wenn es
besonders arg ist, überlege ich mir schon, in
den Keller zu ziehen“. Das neue Gesetz
wird an der tristen Situation von Familie K.
nichts ändern. „Uns hilft es nichts, wenn wir
die Schallschutzfenster bezahlt bekommen,
unsere Kinder aber trotzdem nicht im Frei
en spielen können“.

Flughafen Graz längst überschriften ist. Graz ist
neben Zeitweg der einzige Flugplatz in Öster
reich, wo die ohrenbetäubenden Draken-Ab
fangjäger des Bundesheeres stationiert sind. Die
Steiermark trägt somit die Belastung durch die
Überschalljets allein. Wie stark die Bevölkerung

vom Lärm der Flugzeugtriebwerke geplagt
wird, zeigt die obersteirische Gemeinde Zeltweg.
Nachdem 1991 ein Teil der Draken dorthin
verlegt wurde, stiegen die Überschreitungen des
gesundheitsschädlichen Grenzwertes von 105

Dezibel in Zeltweg um das Sechsfache an. Die
Kriegsflugzeuge verursachen jedoch nicht nur
durchdringenden Lärm, sondern belasten auch
das Budget. 300 Millionen Schilling mußten
allein für Entschädigungszahlungen an den
beiden Stationierungsorten Graz und Zeltweg
aufgewendet werden. Das geplante Fluglärm
gesetz wird an der Situation der lärmgeschä
digten SteirerInnen nichts ändern, wird der
militärische Flugbetrieb durch das Gesetz doch
gänzlich ausgespart.

FLUGLÄRM UND KEIN ENDE

teil der über 50 Flugplätze fällt damit nicht unter die Bestimmungen

des

Fluglärmgesetzes. Gerade sie weisen aber an Wochenenden im
mense Spitzenbelastungen durch Hobbyflieger auf. Die tatsächli
che Lärmbelastung wird nicht erfaßt, Definitionen sind unklar und
Berechnungsformeln fehlen. Medizinische Erkenntnisse bleiben

unberücksichtigt.

Die angeführten Maximalschallpegel wider
sprechen allen internationalen Standards sowie den Richtlinien der
Weltgesundheitsbehörde (WHO). Der lärmintensive Bodenbetrieb
— Warmlaufen, Rollen, Probebetrieb, Wartung — bleibt im Gesetz

gänzlich

unerwähnt. Die vom Parlament auf Initiative der Grünen
einstimmig geforderte Bürgerbeteiigung wird nicht geschaffen. In

den Bürgerbeiräten sollen nur die Bürger
meister, nicht aber Betroffene vertreten

Was halten Sie vom vorliegenden
Entivuffir ein Fluglaimgesetz?
Einfach indiskutabel. Kein Schutz

STEIERMARK - BELASTUNGSGRENZE ÜBERSCHRITTEN
1

„Es ist einfach ungeheuerlich, daß wegen hoher
Wachtumsraten im Flugverkehr der Anrainer
schutz über Bordgeworfen wird.“

von Politikern und Betriebsgesellschaft führt zu
einer stetigen Vergrößerung des Flughafens
Graz-Thalerhof. Die Eröffnung eines neuen Air
Terminals und die geplante Anbindung an die
Südautobahn verstärken
den Trend weiter. Massive
Anrainerlnnenproteste in
den Umlandgemeinden zeigen im
mer wieder, daß die Belastungsgrenze am

‘(
Die Belastungen der Bevölkerung durch Fluglärm nehmen
immer stärker zu. Gesetzliche Regelungen greifen zu kurz.

Grüne

und Bürgerinitiativen fordern deshalb seit Jahren wirksame
Maßnahmen zum Schutz der Anrainerlnnen von Flugplätzen. 1993

wurde der Verkehrsminister vom Parlament aufgefordert, Maß
nahmen zur Reduktion des Fluglärms zu setzen. Im November

legte er den Entwurffür ein Fluglärmgesetz vor. Die von der
Bevölkerung geforderte Lärmvermeidung ist nicht vorgesehen.
Stattdessen erhalten Betroffene lediglich einen
Schadenersatzanspruch beim Einbau von

Schallschutzfenstern.

Das Gesetz gilt nur
fur zivile Flugplatze mit mehr als 40000

Starts und Landungen jährlich und für Flug-
plätze, aufdenen Düsenmaschinen landen. Ein Groß

„Ich befurchte, daß mit der
Bezahlung von Schallschutzmaßnahmen nur die

weitere Zunahme des Larmsgerechtfertit wird.“

sein. Das Fluglärm
gesetz wird der Rea

lität auf Österreichs
Flugplätzen nicht gerecht,

geht es doch von
falschen Vorausset

zungen aus. Die
meisten Flug
plätze in Öster
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reich basieren
auf Bewilligun

gen aus den oer
und 6oer Jahren.

Seither hat der Flug
verkehr jedoch we

sentlich zugenommen.
In Graz-Thalerhof wur
den 1994 mehr als

200mal soviele Starts und
Landungen gezählt wie im
ersten Betriebsjahr 1962.

ABGEORDNETE MONIKA LANGTHALER

1

Durch das Umweltverträglichkeitsprüfungs-Gesetz haben Anrai

nerlnnen lediglich beim Neubau von Flugplätzen sowie bei der Er
weiterung von Pisten Parteienstellung im Genehmigungsverfah

ren. Bei einer Erweiterung von Bodeneinrichtungen (Terminals)

und der bloßen Mehrauslastung der Pisten haben die Anrainer

Innen nach wie vor kein Mitspracherecht. Die Grünen fordern ei

ne Novellierung des reformbedürffigen Luftfahrtgesetzes. Dadurch
soll die Anzahl der Flüge entsprechend der örtlichen Lärmbelastung
beschränkt werden. Nur so kann der geplagten Bevölkerung wirk

sam geholfen werden.
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DREI FRAGEN AN DR. EVA LICHTENBERGER
TIROLER UMWELTLANDESRÄTIN DER GRÜNEN

der Anrainer vor unerträglichem

Lärm. Geld ersetzt Gesundheit nicht.

Allesfliegt, sind da Beschran
(ungen überhaupt möglich?
Ja. Wir brauchen Tabuzeiten.

Die Nachtruhe ist ein Menschenrecht,

schlicht eine Überlebensnotwendigkeit.

1

Lärmbelastungen haben enorme physische und psychische

Auswirkungen. Fluglärm schädigt die Gesundheit der Menschen.
Es gilt, Grenzen zu setzen. Grenzenloses Wachstum im Flug
verkehr ist nicht zumutbar. So klar und einfach ist das.
Wer istfir dieses Fluglarmgesetz verantwortlich?
Offensichtlich Experten, die Fluglärm selbst nicht kennen. Die

Bürgerproteste sind nicht erst heute entstanden. Hätte man mit
den Initiativen verhandelt, der Gesetzesentwurf wäre ein völlig
anderer. Unsere Flughäfen stehen ja nicht einsam in der Steppe,
sondern in dichtverbautem Gebiet. Diese Herrschaften haben
offenbar ganz andere Interessen.


